Deutsdier Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 3156 


Bundesrepublik Deutschland 
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6- 65304 - 1275/57 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestaiges 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf einer Sechsundsechzigsten Verordnung 
über Zollsatzänderungen (Perchlorate usw.) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Zustimmung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Verordnungsentwurf ist gleichzeitig gemäß § 4 des Zolltarif- 
gesetzes vom 16. August 1951 (Bundeagesetzbl. I S. 527) dem Herrn 
Präsidenten des Bundesrates übersandt worden. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h, c. Blücher 


Druck: Bonner Unlversltäts-Buchdrudserel, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
RhelnaUee 20, Telefon 3551 



Entwurf einer Sechsundsechzigsten Verordnung 

Über Zollsatzänderungen 
(Perchlorate usw.) 


Auf Grund des § 4 Nr. 1 ides Zolltarlf- 
gesetzes vom 16. August 1951 (Bundesge- 
setz'bl. I S. 527) verordnet die Bundesregie- 
rung, nadidem dem Bundesrat Gelegenheit 
zur Stellungnahme gegeben worden ist, mit 
Zustimmung des Bundestages: 


§ 1 

Die Zollsätze des Zolltarifs für die nach- 
stehend bezeichneten Waren werden — so- 
weit nicht bei den einzelnen Waren eine Be- 
fristung vorgeschriebe n ist — bis auf weite- 
res wie folgt geändert: 


Lfd. 

Nr. 

Tarifnr. 

Bezeichnung der Waren 

Neuer 
Zollsatz 
^/o des Wertes 

Nachrichtlich: 
Bisheriger 
Zollsatz 
®/o des Wertes 

1 

aus 28 56 

Perchlorate, ausgenommen Ammoniumper- 
chlorat und Kaliumperchlorat 

frei 

15 
z 12 

2 

28 79 

aus F -Bariumtitanat und Strontiumtitanat, 
bis 31. Dezember 1957 

frei 

15 
z 12 

3 

aus 28 92 

Fcrrophosphor mit einem Gehalt an Phos- 
phor von gewichtsmäßig 15 ®/o oder mehr 
und einem Gehalt an Chrom von gewichts- 
mäßig höchstens 0,2 ^^/o, bis 31. Dezember 
1957^ 

frei 

15 
z 12 

4 

aus 29 15 

Epichlorhydrin 

frei 

25 
z 19 

5 

29 57 

aus E-9 alpha - Fluorhydrocortisonacetat 

frei 

25 
z 14 

6 

aus 38 14 

Aktivierte Kieselgur mit einem Wert von 

50 DM oder mehr für 100 kg 

5 

15 
z 12 
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Tarifnr. 


Bezeichnung der Waren 


N achrichtlich : 
Neuer Bisheriger 

Zollsatz Zollsatz 

Vo des Wertes Vo des Wertes 


aus D ~ Hartmetall, nicht gesiintert, bis 
31. Dezember 1957 


Bauplatten aus Papiermasse, aus Fasern von 
Holz oder anderen pflanzlichen Stoffen, 
oder aus Pappe, auch mit natürlichen oder 
künstlichen Harzen oder anderen ähn- 
lichen Bindemitteln hergestellt: 

ganz oder teilweise aus Fasern von Holz, 
bis 31. Dezember 1957 


andere, bis 31. Dezember 1957 . . . . 

Anmerkung zu Nr. 5107 - A - 1, B - 1. 
Kammgarne ganz aus Wolle, auch ge- 
mischt mit feinen oder groben Tierhaa- 
ren, einfach (ungezwirnt) oder gezwirnt, 
roh, mit einer Feinheitsnummer von 18 
metrisch otder darüber, mit einer mittle- 
ren Faserlänge von 122 mm oder dar- 
über, mit einer mittleren Faserfeinheit 
von Nr. 900 metrisch oder darunter, in 
öl gesponnen, zur Herstellung von Samt 
und Plüsch, Geweben für Möbel- und 
Innenausstattung, Teppichen, Einlagestof- 
fen, Fahnentuch und Litzen, unter Zoll- 
sicherung, bis 31. Dezember 1957 . . . 


30 
z 21 

bisher ange- 
wandt: 10, 
ab 1. 7. 1956: 
z 8 

aus Tarifnr. 
28 93 -D 


ganz oder 
überwiegend 
aus Fasern 
von Holz 
z 10, 

teilweise aus 
Fasern von 
Holz, jedoch 
überwiegend 
aus anderen 
pflanzlichen 
Faserstoffen 
z 6 


aus 70 03 Glas in Form von Kugeln, nicht bearbeitet 
(ausgenommen optisches Glas), bis 31. De- 
zember 1957 



Lfd. 

Nr. 


Tarifnr. 


Bezeichnun 


h 


der 


Waren 


11 73 15 B - 5 - aus b - Elektrobänder mit einem 

UmmagnetisierurLgsverlust 
von 0,75 Watt oder weniger 
je kg, unabhängig von ihrer 
Stärke, bis 31. Dezember 
1957 


12 84 28 aus A- Schlacht- und Rupfmaschinen für 

Geflügel 

13 aus 84 72 Vakuumpressen für Teig waren, Teigwaren- 

Behängemaschinen, Teigwaren-Wickellege- 
maschinen, Teigwarenherstellungsmaschinen 
für sogenannte Bologneser Ware 

14 85 14 Elektrowärmegeräte: 

E - 2 - aus b - Teigwarentrockner . . . . 

15 87 06 B - aus 2 - Dreiachs-iBaggerfahrgestelle ohne 

Hinteradisfederunig, mit einem 
Stückgewicht von 4000 bis 
10 500 kg, bis 31. Dezember 1957 

16 97 06 aus C - Federbälle mit 14 bis 16 Naturfedern 



Nachrichtlich: 

Neuer 

Bisheriger 

Zollsatz 

Zollsatz 

^/ü des Wertes 

®/o des Wertes 

für Wa- für 

für Wa- 

für 

ren aus andere 

ren aus 

andere 

dem Waren 

dem 

Waren 

freien 

freien 


Ver- 

Ver- 


kehr 

kehr 


der Eu- 

der Eu- 


ropä- 

ropä- 


isdien 

ischen 


Ge- 

Ge- 


mein- 

mein- 


schaft 

schaft 


frei frei 

15 

15 


z 8 

z 8 


Nachrichtlich: 

Neuer 

Bisheriger 

Zollsatz 

Zollsatz 

®/o des Wertes 

®/o des Wertes 


frei 12 

z 5 


frei 12 

z 5 


frei 1 0 

z 5 


12 30 

z 19 

frei 20 

z 15 
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§ 2 

In § 1 Nr. 1 der Zwölften Verordnung 
über Zollsatzänderungen vom 31. Juli 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 789) und in § 1 Nr. 3 
der Dreizehnten Verordnung über Zollsatz- 
änderungen vom 25. Mai 1954 (Bundesge- 
setzbl. I S. 127) wird bei Tarifnr. 4011 in 
den Absätzen „aus B“ und „aus hinter 
■den Worten „aus Weichkautschuk,“ jeweils 
eingefügt „ungebraucht,“. 


§ 3 

Diese Verordnung igilt nach Maßgabe des 
§12 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. 

§ 4 ^ 

Diese Verordnung gilt nicht im Saarland. 

§ 5 

Diese Verordnung tritt am zehnten Tage 
nach ihrer Verkündung in Kraft. 


Begründung 


Zu § 1 

Nr, 1: Perchlorate sind chemische Verbin- 
dungen (Salze der Überchlorsäure), die z. B. 
als Oxydationsmittel in der chemischen In- 
dustrie und zur Herstellung von Sprengstof- 
fen Verwendung finden. Sie werden in der 
Bundesrepublik Deutschland nicht hergestellt. 
Ein Zollschutzbedürfnis besteht für Perchlo- 
rate demnach nicht. Deshalb sind die wich- 
tigsten Perchlorate (Amnioniumperchlorat 
und Kaliumperchlorat) bereits durch § 1 
Nr. 21 der Neunzehnten Verordnung über 
Zollsatzänderungen i(Individuelle Zollsen- 
kung) vom 18. März 1955 (BGBl. I S. 110) 
zollfrei gestellt worden. Aus dem gleichen 
Grunde sieht der Verordnungsentwurf auch 
für die übrigen Perchlorate Zollfreiheit vor. 

Nr, 2: Bariumtitanat und Strontiumtitanat 
sind chemische Verbinidungen, die für die 
Herstellung von Festkondensatoren für 
Hochfrequenzapparate verwendet werden. 
Bariumtitanat und Strontiumtitanat werden 
in der Bundesrepublik Deutschland vorerst 
nur im Rahmen von Entwicklungsarbeiten 
hergestellt. Die anfallenden Mengen sind 
wirtschaftlich unbedeutend. Die deutsche In- 
dustrie ist deshalb auf die Einfuhr von Ba- 
riumtitanat und von Strontiumtitanat ange- 
wiesen. 

Eine eigene Erzeugung wird voraussichtlicli 
erst mit Beginn des Jahres 1958 anlaufen. 
Der Verordnungsentwurf sieht deshalb für 


Bariumtitanat und für Strontiumtitanat bis 
zum 31. Dezember 1957 Zollfraiheit vor. 

Nr. 3: Die deutsche Gießerei-Industrie be- 
nötigt für Spezialguß ein Roheisen, das einen 
Phosphorgehalt bis zu 2 Vo aufwelst. Für die 
Herstellung dieses Gießerei-Roheisens sind 
phosphorreiche Eisenerze erforderlich. Die 
inländischen Eisenerze weisen den notwendi- 
gen Phosphorjgehalt zumeist nicht auf. Es ist 
deshalb erforderlich, sie bei der Verarbeitung 
durch Zusatz besonderer Phosphorträger an- 
zurcichern. 

Als Phosphorträger sind bisher Phosphate 
verwendet worden. Nunmehr soll aus Grün- 
den der Wirtschaftlichkeit als Phosphorträ- 
ger auch Ferrophosphor eingesetzt werden. 

Um den besonderen Anforderungen, die an 
das Gießerei-Roheisen gestellt werden, zu 
genügen, kann nur Ferrophosphor verwen- 
det werden, das keine schädlichen Bei- 
mischungen enthält. Insbesondere darf 
Chrom nur in Mengen von gewichtsmäßig 
höchstens 0,2 Vo enthalten sein. Ferrophos- 
phor dieser Qualität wird in der Bundes- 
republik noch nicht hergestellt. 

Der Verordnungsentwurf sieht deshalb für 
Ferrophosphor mit einem Gehalt an Phos- 
phor von gewichtsmäßig 15 Vo oder mehr 
und einem Gehalt an Chrom von gewichts- 
mäßig höchstens 0,2 Vo bis zum 31. Dezem- 
ber 1957 Zollfreiheit vor. 
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Nr. 4: Epichlorhydrin ist eine chemische Ver- 
bindung, die als Ausgangsstaff für die Her- 
stellung von Äthoxylin-Harzen verwendet 
wird. Dies sind Kunstharze, die sich durch 
gute chemische Eigenschaften und eine leichte 
Verarbeitungsmöglichkeit auszeichnen. Sie 
finden als Gießharze, Lackharze, Leim- und 
Kleberharze sowie für glasfaserverstärkte 
Kunststoffe Verwendung. Sie sind im Aus- 
land bereits seit längerer Zeit im Verkehr 
und sollen nunmehr auch in der .Bundes- 
republik hergestellt werden. Die Aufnahme 
der deutschen Fertigung entspridat einem 
dringenden wirtschaftlichen Bedürfnis. 

Das für die Gewinnung der Äthoxylin- 
Harze notwendige Epichlorhydrin wird in 
der Bundesrepublik z. Z. nicht, hergestellt. 
Die eigene Erzeugung wird voraussichtlich 
erst mit Beginn des Jahres 1959 anlaufen 
können. Ein Zollschutzbedürfnis für Epi- 
chlorhydrin besteht demnach zunächst nidit. 

Um die Eigenerzeugung von Äthoxylin-Har- 
zen zu fördern, sieht der Verordnungsent- 
wurf für den Ausgangsstoff Epichlorhydrin 
bis auf weiteres Zollfreiheit vor. 

Nr. 5: Durch § 1 der Dreiundfünfzigsten 
Verordnung über Zollsatzänderungen (Cor- 
tison usw.) vom 28. März 1956 (BGBl. I 
S. 162) sind verschiedene Hormone der Cor- 
tisongruppe, die In der Bundesrepublik nicht 
hergestellt werden, im Interesse der Volks- 
gesundheit zollfrei gestellt worden. Inzwi- 
schen ist als neues Derivat des Cortisons das 
9-alpha-Fluorhydrocortisonacetat entwickelt 
worden. 

Das 9-alpha-Fluorhydrocortisonacetat wird 
in der Bundesrepublik ebenfalls nicht herge- 
stellt. Der Verordnunjgsentwurf sieht deshalb 
auch für dieses Erzeugnis Zollfreiheit vor. 

Nr. 6: Aktivierte Kieselgur ist ein durch be- 
sondere Verfahren behandelter mineralischer 
Stoff, der u. a. als Filtermaterial für Filter- 
und Entkeimungsanlagen verwendet wird. 
Mit dem Fortschreiten der technischen Ent- 
wicklung werden an das Filtermaterial dieser 
Anlagen erhöhte Anforderungen gestellt. Es 
ist 'deshalb aktivierte Kieselgur von besonde- 
rer Qualität erforderlich. Diese wird in ider 
Bundesrepublik Deutschland nicht in ausrei- 
chender Menge hergestellt. Die erforderlichen 
Kieselgurqualitäten müssen deshalb überwie- 
gend aus dem Ausland bezogen werden. 

Der Verordnungsentwurf sieht dementspre- 
chend für aktivierte Kieselgur mit einem 


Wert von 50 DM oder mehr bis auf weite- 
res einen ermäßigten Zollsatz von 5Vo des 
Wertes vor. 

Nr. 7: Hartmetalle, nicht gesintert, sind 
Mischungen auf der Grundlage von Metall- 
carbiden (z. B. Wolframcarbid), die haupt- 
sächlich zur Herstellung von Werkzeugen 
verwendet werden. Sie wurden bis zum In- 
krafttreten des Neunten Gesetzes zur Ände- 
rung des Zolltarifs (Zolltarif-Novelle) vom 
24. Januar 1956 (BGBl. I S. 29) der Tarifnr. 
28 93 -D zugewiesen. Diese Tarifierung läßt 
sich jedoch nach der durch die Zolltarif-No- 
velle geschaffenen Allgemeinen Anmerkung 1 
zu Kapitel 28 des Zolltarifs nicht mehr auf- 
rechterhalten. 

Hartmetall, nidit gesintert, gehört nach der 
Systematik des Zolltarifs zu Tarifnr. 
38 26 - D. Die Ware soll jedoch durch die 
Umtarifierung keiner höheren Zollbelastung 
als bisher unterworfen werden. Der Verord- 
nungsentwurf sieht -deshalb für Hartmetall 
bei der Tarifnr. 38 26 -D den gleichen Zoll- 
satz vor, wie er bisher im Rahmen der Ta- 
rifnr. 28 93 - D bestanden hat. 

Nr. 8: Im Rahmen der Tarifnr. 48 11 unter- 
lie gen Bauplatten aus Fasern von Holz 
gegenwärtig einem Zollsatz von zlOVo des 
Wertes, während für die anderen Bauplatten 
dieser Tarifnummer ein Zollsatz von z 6 ®/o 
des Wertes besteht. Diese Zollsätze tragen 
der besonderen Lage der inländischen Her- 
steller von Holzfaserplatten Rechnung. 

Inzwischen ist festgestellt worden, daß im 
Ausland bei der Herstellung dieser Platten 
neben Fasern von Holz andere pflanzliche 
Faserstoffe (z. B. Strohfasern) in überwiegen- 
der Menge verwendet werden. Auf die so 
hergestellten Bauplatten muß nach § 15 
Satz 1 des Zolltarif gesetzes vom 16. August 
1951 (BGBl. I S. 527) der niedrigere Zollsatz 
von z 6 ^/o des Wertes angewendet werden. 
Auf diese Weise wird der Zollschutz für 
Holzfaserplatten in Höhe von z 10®/o des 
Wertes umgangen. 

Die in dem Verordnungsentwurf vorgesehene 
Neuregelung stellt sicber, daß künftig auf 
alle Bauplatten mit Holzfasern — ohne 
Rücksicht auf ihren Anteil an Fasern aus 
anderen Stoffen — der Zollsatz von 
z 10 ®/o des Wertes angewendet wird. 

Nr. 9: Für Garne aus Wolle im Sinne der 
Anmerkung zu Tarifnr. 5107-A-l, B-1 
(sogen, harte Kammgarne) ist bei den GATT- 



Verhandlungen in Genf Im Frühjahr 1956 
mit Großbritannien ein Vertragszollsaitz von 
4 ^/o des Wertes vereinbart worden. Dieser 
Zollsatz wird auf Grund von ^ 2 der Acht- 
undfünfzigsten Verordnung über Zollsatz- 
änderungen (Konjunkturpolitische Zollsen- 
kung — 3. Teil) vom 29. Juni 1956 (BGBL I 
S. 611) in Verbindung mit der Anlage 2 
Nr. 28 zu dieser Verordnung seit dem 1. Juli 
1956 angewendet. 

Es besteht ein wirtschaftliches Bedürfnis, 
die Kosten Jür den Bezug der harten Kamm- 
garne aus dem Ausland noch mehr zu er- 
mäßigen. Aus diesem Grunde sieht der Ver- 
ordnungsentwurf eine weitere Zollsenkung 
für diese Erzeugnisse vor. Es erscheint eine 
Ermäßigung des Zollsatzes auf 3 Vu des Wer- 
tes bis zum 31. Dezember 1957 angemessen. 

Nr. 10: Glaskugeln werden von der Glas- 
faserindustrie als Rohstoff für die Herstel- 
lung von spinnbaren Glasfasern benötigt. Die 
Glaskugeln werden in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht hergestellt. Die Glasfaser- 
Industrie ist deshalb auf die Einfuhr dieser 
Glaskugeln aus dem Ausland angewiesen. 

Die deutsche Glasindustrie befindet sich noch 
ln der Entwicklung. Um ihren weiteren Auf- 
bau und die Wettbewerbsfähigkeit gegenüber 
dem Ausland zu fördern, Ist eine Senkung 
ihrer Erzeugungskosten erforderlich. Der 
Verordnungs ent Wurf sieht deshalb für Glas 
in Form von Kugeln, nicht bearbeitet (ausge- 
nommen optisches Glas), bis zum 31. Dezem- 
ber 1957 Zollfreiheit vor. 

Nr. 11: Kalt gewalzte Elektrobänder mit 
einem Ummagnetisierungsverlust von 0,75 
Watt oder weniger je kg werden in der Bun- 
desrepublik nidtt hergestellt. Die deutsche 
Elektro-Industrie ist deshalb auf die Einfuhr 
dieser Bänder aus dem Ausland angewiesen. 
Mit einer Aufnahme der Produktion Ist zu- 
nächst nicht zu rechnen. 

Der geltende Zollsatz von z 8 ^/o des Wertes 
erscheint bei der bestehenden Einfuhr-Ab- 
hängigkeit nicht vertretbar. 

Der Verordnungsentwurf sieht deshalb für 
Elektrobänder mit einem Ummagnetisie- 
rungsverlust von 0,75 Watt oder weniger je 
kg aus Tarifnr. 73 15 - B - 5 - b bis zum 
31. Dezember 1957 Zollfreiheit vor. 

Nr. 12: Im Zuge der Maßnahmen zur Förde- 
rung der Geflügelwirtschaft wird damit ge- 
rechnet, daß in steigendem Maße Schlachtge- 
flügel auf den Markt kommt. Zur Bewälti- 


gung dieses Anfalls Ist die Errichtung von 
Geflügelschlachtereien vorgesehen. Ihre Aus- 
stattung mit modernen Sdilacht- und Rupf- 
maschinen erscheint geboten. Diese Masdii- 
nen werden aus den USA eingeführt. In der 
Bundesrepublik werden sie nidit hergestellt. 
Der Verordnungsentwurf sieht deshalb für 
Schlacht- und Rupfmaschinen für Geflügel 
bis auf weiteres Zollfreiheit vor. 

Nr. 13 und 14: Die Fertigungsanlagen der 
deutschen Teigwarenindustrie sind teilweise 
veraltet. Die Teigwarenindustrie befindet sich 
seit dem Jahre 1950 in einer Absatzkrise. Um 
ihre Wettbewerbsfähigkeit aufrechtzuerhal- 
ten, ist sie gezwungen, sich auf moderne Ma- 
schinen umzustellen. 

Moderne Teigwarenherstellungs-Maschlnen 
werden in der Bundesrepublik nicht herge- 
stellt. Sie müssen aus dem Ausland eingeführt 
werden. Der Verordnungsentwurf sieht des- 
halb für die notwendigen Telgwarenherstel- 
lungs-Maschinen bis auf weiteres Zollfreiheit 
vor. 

Nr. 15: In der Bauindustrie werden in stei- 
gendem Maße schwere Bagger auf Träger- 
fahrzeugen benötigt. Die Fahrgestelle für 
diese Trägerfahrzeuge werden in der Bundes- 
republik noch nicht hergestellt. Sie müssen 
aus dem Ausland eingeführt werden. Dabei 
unterliegen sie z. Z. einem Zollsatz von 19 Vo 
des Wertes. 

Diese Zollbelastung von Trägerfahrzeugen 
für schwere Bagger wirkt sich preiserhöhend 
aus. Sie hemmt auch den Export dieser Bag- 
ger. Aus wirtschaftlichen Gründen ist deshalb 
eine Ermäßigung des Zollsatzes für Bagger- 
fahrgestelle auf 12 ^/o des Wertes geboten. 
Die Befristung der Zollermäßigung ist not- 
wendig, da die deutsche Industrie den Bau 
von Trägerfahrzeugen selbst entwickeln will. 

Der Verordnungsentwurf sieht aus diesen 
Gründen für Dreiachs-Baggerfahrgestelle 
ohne Hinterradfederung, mit einem Stückge- 
wicht von 4000 bis 10 500 kg, bis zum 
31. Dezember 1957 einen ermäßigten Zoll- 
satz von 12% des Wertes vor. 

Nr. 16: Federbälle mit Naturfedern werden 
bei den in Hallen au^getragenen Badminton- 
Turnieren verwendet. Die in der Bundes- 
republik hergestellten Naturfederbälle ent- 
sprechen nicht den turniermäßigen Anforde- 
rungen. Für die Durchführung von Badmin- 
ton-Turnieren müssen deshalb Naturfeder- 
bälle aus dem Ausland eingeführt werden. 



Sie unterliegen dabei z. Z. einem Zollsatz 
von 15% des Wertes. Wegen ihrer kurzen 
Lebensdauer wird bei den Turnieren eine 
Vielzahl von Naturfederbällen verbraucht. 
Daraus ergaben sich verhältnismäßig hohe 
Turnierkosten. 

Zur Senkung dieser Kosten sieht der Verord- 
nungsentwurf für Federbälle mit 14 bis 16 
Naturfedern bis auf weiteres Zollfreiheit vor. 
Dadurch wird der Badminton-Turniersport 
gefördert werden. 

Zu § 2 

Die für Flugzeugbereifungen durch die 
Zwölfte Verordnung über Zollsatzänderun-- 
gen vom 31. Juli 1953 (BGBl. I S. 789) und 


die Dreizehnte Verordnung über Zollsatz- 
änderuagen vom 25. Mai 1954 (BGBl. I 
S. 127) geschaffene Zollfreiheit soll nach der 
Begründuag zu diesen Verordnungen der 
Entwicklung des deutschen Luftverkehrs und 
der Sportfliegerei dienen. Inzwischen ist ver- 
suchit worden, gebrauchte, für Flugzeuge 
wegen der strengen Sicherheitsvorschriften 
nicht mehr verwendbare Bereifungen unter 
Berufung auf diese Verordnungen zollfrei 
einzuführen. Damit würde der wirtschaftliche 
Sinn dieser Bestimmungen verletzt. 

Zur Sicherung der Zielsetzung sieht der vor- 
liegende Verordnungsentwurf eine Ergän- 
zung der Zwölften und Dreizehnten Verord- 
nung über Zollsatzänderungen vor. 
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